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Gesetz: GVG § 13; ZPO § 256; 1AG §§ 229,.293 Abs.2* 325 ft
Rechtssatz: ♦ * , , . ’ * ' ■ < # . Ist zwischen geschiedenen Eheleuten streitig, wer von ihnen

Eigentümer zerstörten oder verlorenen Hausrats und Betriebŝ* .. \ • 'i . » , ’ - v* • \Vermögens gewesen ist,., und haben beide wegen desselben Ver­
lustes Anträge auf Ent schädigung "aus,dem Lastenausgleich ge*- 
stellt, so ist eine Pest stellungsklage zwischen ihhen zur ji' 
Klärung der Eigentumsyerhältnisse vor den ordentlichen Ge-.;
- richten zulässig, wenn. dasVÄüsgleichsäm̂ -..eine, 
angeregt hat „ . ' ; ' • ^ "

Aktenzeichen?. VIII 2R 198/57 . • . .Mr Berlin '
irrt, v0 29. April 1958. - .^^Dii^r^flöht ~:"X
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VIII ZR 198/57 -
srkUndet am 29. April 1958 
flflflBfl, Justizangestellter 
ils Urkundsbeamter der 

Geschäft sst elle

I m  H a r n e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

der Schneidermeisterin und Fachlehrerin Margarete 
c j0flHHfc geh . î lfl in BfHHMMBflNHHBfe Bv4Hfl
platz

Klägerin , B erufungsbeklagt en 
und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt
gegen

den Textilhändler Friedrich C
Istraße fl bei RI

B eklagt en,- Berufungskläger 
und Revisionsbeklagteh,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

hat der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 29» April 1958 unter Mitwir­
kung des Senatspräsidenten Br. Großmann sowie der Bundes 
richter Br. Gelhaar, Art1, Br. Spieler und Br. Dorschei

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des 6. Zivilsenats des Kamm argerichts vom 
14« Dezember 1956 aufgehoben.
Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung an das Berufungsgericht zuröckver­
wiesen, dem auch die Entscheidung über die Ko­
sten der Revision übertragen wird.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Die Parteien waren seit dem 22. Juli 1944 miteinan­
der verheiratet. Ihre Ehe wurde im Oktober 1949 geschie­
den»

Die Klägerin bewohnte seit 1931 in 
eine Mietwohnung, die sie mit eigenem Hausrat eingerich­
tet hatte. Im Herbst 1938 erwarb sie ein Textileinzelhan­
delsgeschäft in das sie bis zu seiner
Zerstörung im April 1945 unter der Firma Kaufhaus A f l U  
betrieb. Die Klägerin war ferner Mieterin eines Landhau­
ses in bei L^fllMMPan der Waflfc, das sie
ebenfalls mit eigenem Hausrat versehen hatte. Der gesamte, 
zum Teil verlagerte Hausrat ging in der letzten Zeit des 
Krieges, insbesondere durch Plünderung, verloren.

Am 30. Dezember 1952 stellte die Klägerin bei dem 
Ausgleichsamt in einen Antrag auf
Entschädigung wegen des Verlustes des Geschäfts sowie des 
Hausrats, der sich in der Wohnung in und im Land­
haus befunden hatte. Im März 1955 teilte ihr das Amt auf 
Rückfrage mit, daß der Beklagte wegen derselben Verluste 
ebenfalls Anträge gestellt habe, und bedeutete ihr, die 
Berechtigung der Parteien müsse durch eine Feststellungs­
klage vor den ordentlichen Gerichten geklärt werden.

Darauf hat die Klägerin eine entsprechende Feststel­
lungsklage gegen den Beklagten erhoben. Nachdem dieser 
erklärt hatte, daß er nicht behaupte und sich auch nie­
mals berühmt habe, Eigentümer der Einrichtung des Land­
hauses in W i ^ M M N l  gewesen zu sein, hat die Klägerin 
ihren Anspruch, soweit er diese Gegenstände betrifft, 
für erledigt erklärt.

Das Landgericht hat den Klageanspruch als erledigt 
angesehen, soweit es sich um den Hausrat des Landhauses
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handelt« und hat festgestellt, daß das Einzelhand eis- 
geschäft zur Zeit der Zerstörung allein der Klägerin ge­
hört habe und die Wohnungseinrichtung der Wohnung in

Eigentum der Klägerin gewesen sei.

Das Kammergericht hat dagegen die Klage abgewiesen, 
soweit sie nicht vom Landgericht für erledigt erklärt 
worden war. *

Xit der vom Kammergericht zugelassenen Revision, 
deren Zurückweisung der Beklagte erstrebt, verfolgt die 
Klägerin ihren Antrag auf Zurückweisung der Berufung der 
Beklagten gegen das Urteil des Landgerichts weiter.

Ent scheidungsgründe:

I. Es kann dahingestellt bleiben, ob sich die Frage des 
RechtsBchutzbedürfnisses für die Klage schon bei der Prü­
fung der Zulässigkeit der Revision stellt (vgl. RGZ 160, 
204,210; BGH Urt. v. 20. November 1956 - VI ZR 238/55 - 
LM ZPO § 546 Nr.21), denn dieses Bedürfnis ist auf alle 
Fälle zu bejahen, wie die nachstehenden Ausführungen er­
geben. Gegen die Zulässigkeit der Revision bestehen daher 
keine Bedenken»

II» Die Revision ist auch begründet.
1) Das Berufungsgericht hat die Zulässigkeit des 

Rechtsweges vor den ordentlichen Gerichten bejaht. Die­
ser'Auffassung, die von der Revision geteilt wird, ist 
zuzustimmen. Gemäß . § 13 GVG gehören vor die ordentlichen 
Gerichte alle bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, für die 
nicht entweder die Zuständigkeit von Verwaltungsbehör­
den oder Verwaltungsgerichten begründet ist oder auf Grund 
von Vorschriften des Bundesrechts besondere Gerichte be­
stellt oder zugelassen sind. Bei einem Rechtsstreit, der 
zwischen gleichgeordneten natürlichen Personen geführt
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wird und die Feststellung zum Inhalt hat, daß eine Par- 
tei Eigentümer bestimmt bezeichneter beweglicher Sachen 
und sonstiger zu einem Geschäftsvermögen gehörender Ge­
genstände gewesen ist, handelt es sich seiner Natur nach 
um eine bürgerliche Rechtsstreitigkeit. Da die Zustän­
digkeit besonderer Gerichte ausscheidet, bleibt nur nooh 
zu prüfen, ob für den Rechtsstreit die Zuständigkeit von 
Verwaltungsbehörden und von Verwaltungsgerichten gege­
ben ist, weil die begehrte Feststellung der Klärung der 
Frage dienen soll, welcher Partei Entschädigungsansprüche 
aus dem Lastenausgleich zustehen. Nach dem Vortrage bei­
der Parteien ist das Einzelhandelsgeschäft, in der Be­
griffsbestimmung des Lastenausgleichsgesetzes: "Wirt­
schaftsgüter, die zum Betriebsvermögen gehören", duroh 
einen Luftangriff, also durch eine unmittelbare Kriegs­
handlung zerstört worden, während der Hausrat der BflBP 
£er Wohnung im wesentlichen durch Plünderung anläßlich 
der Eroberung deutschen Gebiets durch russische Jruppen 
abhanden gekommen ist. Wegnahme durch Plünderung ist aber 
ebenfalls ein Kriegssachschaden im Sinne von § 13 LAG 
(Kühne/Wolff, Die Gesetzgebung über den Lastenausgleich, 
Bdo B LAG § 13 Anm. 3). Ansprüche auf Entschädigung we­
gen KriegsSachschäden dürfen ausschließlich im Wege des 
Lastenausgleichs vor den Verwaltungsbehörden und Verwal­
tungsgerichten, nicht aber im ordentlichen Rechtsweg gel­
tend gemacht werden (BGH Urt. v« 15. Mai 1953 - V ZR 109/ 
51 - und v. 30. April 1953 - III ZR 360/52 - LM LAG $ 13 
Nr.4 und 5). In der Rechtsprechung ist deshalb die Auf­
fassung vertreten worden, daß auch der sogenannte Präten- 
dentenstreit, d0h. der Streit zwischen Personen, von de­
nen jede unter Ausschluß der anderen die Entschädigung 
aus dem Lastenausgleich für einen bestimmten Schaden für 
sich allein beansprucht, von, den Verwaltungsbehörden und 
-Gerichten entschieden werden müsse und deshalb hierfür 
der ordentliche Rechtsweg ausgeschlossen sei (LG Braun-
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schweig MDB-1954*682; IG Bremen, Der Lastenausgleich 
1955*72; OLG Hamm, NJW 1955,427; OLG München, NJW 1955, 
1561; AG Verden MDB 1955,426) 0 Der erkennende Senat ver­
mag sich diesem Standpunkt nicht anzuschließen. Er folgt 
vielmehr der in der Rechtsprechung (OLG Celle, NJW 1955,
426 und 1957,109; LG Essen, MDB 1955,175; LG Hamburg,
MDB 1955,173 - Anm. zu. der vorstehenden Entscheidung;
LG Traunstein, NJW 1954,1249; LG Hannover, MDR 1955,680;
LG Göttingen, NdsRpfl 1955,76; LG Duisburg JMB1 NRW 1955, 
244) überwiegend vertretenen Gegenmeinung, die im Schrift­
tum von Petermann (Rpf leger 1955,98) und Bett ermann (NJW 
1957,508 - Anm. zu OLG Celle NJW 1957,109) geteilt worden 
ist. Wer Anspruchsberechtigter auf Ent schädigungslei­
st ungen ist, hängt bei Verraögensschäden davon.ab, wem 
das Eigentum im Zeitpunkt des Schadenseintritts zugestan­
den hat (§ 229 Abs.2 LAG). Für die Hausratsentschädigung 
gilt bei geschiedenen Ehegatten die Sondervorschrift des 
§ 293 Abs*2 LAG, wonach dann, wenn die Ehe am 1. April 1952 
bereits geschieden war, jeder Ehegatte grundsätzlich die 
Hälfte der Hausratsentschädigung beanspruchen kafcn, es 
sei denn, daß einer der Ehegatten nachweist, er sei Al­
leineigentümer des verlorenen Hausrats gewesen. Hier be­
steht zwischen den Parteien darüber Streit, wer Eigen­
tümer des Geschäfts und des Hausrats gewesen ist. Vor 
Klärung dieser Frage können daher Entschädigungsleistun- 
gen weder an die eine noch an die andere Partei ausge­
zahlt werden. Wenn nun auch die Lastenausgleichsbehörden 
im Rahmen des von ihnen unter Beachtung der Bestimmungen 
der §§ 325 ff LAG durchzuführenden Verfahrens Uber An­
träge auf Gewährung von Ausgleichsleistungen unbestrit­
ten zur Entscheidung der Vorfrage berufen sind, wer Ei­
gentümer der Gegenstände war, wegen deren Verlustes die 
Entschädigung begehrt wird, so ergibt sich jedoch hier­
aus noch nicht, daß für den sogenannten Prätendenten­
streit der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten ver-
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schlossen ist. Entscheidend kommt es nämlich darauf an, 
oh sich dem Lastenausgleichsgesetz entnehmen läßt, daß 
nicht nur für den Anspruch auf Ausgleichsleistungen 
seihst, sondern auch für den Streit zwischen mehreren 
Prätendenten über die Vorfrage, wem das Eigentum an den 
durch Kriegseinwirkung zerstörten oder verloren gegange- • 
nen Gegenständen zustand, der Rechtsweg vor den ordent­
lichen Gerichten unzulässig sein soll. Eine ausdrückliche 
Regelung dieser Präge enthält das Lastenausgleichsge­
setz nicht. Insbesondere ist aus der Vorschrift des 
§ 315 LAG nicht zu entnehmen, daß die Zulässigkeit des 
ordentlichen Rechtsweges auch für die Entscheidung des 
Prätendentenstreits über das Eigentum an zerstörten oder 
verloren gegangenen Gegenständen ausgeschlossen werden 
sollte. Ebensowenig läßt sich aus den Gesetzgebungsma­
terialien auf einen entsprechenden Willen des Gesetzge­
bers schließen, der offenbar an die hier zu entscheiden­
de Rechtsfrage überhaupt nicht gedacht hat (EP Drucks '•
1 .Wahlperiode Nr.1800, Anl.l b, s.114, 125 ff; zu Sr. 
3500,Schriftlicher Bericht des Ausschusses für den La­
stenausgleich S.32, 37; ebenso Petermann aaO S.98 r.Sp.). 
Sinn und Zweck des Gesetzes zwingen ebenfalls nicht zu 
einer derartigen Auslegung. Insbesondere ist es nicht an­
gängig, mit dem Oberlandesgericht Hamm (aaO) allein aus 
dem Umstand, daß es dem Gesetzgeber darauf angekommen 
ist, eine schnelle und großzügige Lösung zu finden, den 
Schluß herzuleiten, der Gesetzgeber habe auch für den 
Prätendentenstreit den ordentlichen Rechtsweg ausschlies- 
sen wollen, wie Petermann {aaO) überzeugend dargelegt 
hat. Die praktische Handhabung der Lastenausgleichsbe­
hörden zeigt, daß sie .wenig geneigt sind, diese Vorfra­
ge, deren Beantwortung ihnen vielfach kaum zu überwin­
dende Schwierigkeiten bereiten, wird, selbst zu entschei­
den, vielmehr Wert darauf - legen, daß sie im Verfahren 
vor den ordentlichen Gerichten geklärt wird. Der Be£a-



hung des Rechtswegs vor den ordentlichen Gerichten 
steht auch nicht entgegen.« daß im Verfahren vor den 
Lastenausgleichsbehörden und Verwaltungsgerichten der 
Grundsatz der Amtsermittlung gilt und der "Parteieid" 
ausgeschlossen ist (§ 330 Abs.l und 2 LAG)« Das Öffent­
liche Interesse, das zu diesen von der Regelung des 
Zivilprozeßrechts abweichenden Bestimmungen Anlaß ge­
geben hat, beschränkt sich darauf, die Bewilligungen 
von Leistungen zu verhindern, die nicht oder nicht in 
der geforderten Höhe durch Kriegssachschäden oder son­
stige EntSchädigungstatbestände gerechtfertigt sind. Da­
gegen ist es. für die Allgemeinheit - von besonderen Aus­
nahmefällen abgesehen - in der Regel gleichgültig, ob 
der eine oder der andere Anspruchsprätendent die Ent­
schädigung erhält. Die Erwägungen, die dazu Anlaß ge­
geben haben, für das Lastenausgleichsverfahren die 
Amtsermittlung einzüfUhren und den Parteieid auszu­
schließen, gelten daher regelmäßig nicht für den Prä­
tendentenstreit . Unter diesen Umständen läßt es keinen 
Rechtsfehler erkennen, daß das Berufungsgericht den or­
dentlichen Rechtsweg für den mit der Klage geltend ge­
macht«! PestStellungsanspruch als zulässig angesehen hat.

2) Ungeprüft geblieben ist in dem angefochtenen Ur­
teil ebenso wie in den oben angeführten, die Zulässig­
keit des Rechtswegs bejahenden Entscheidungen das allge­
meine Rechtsschutzbedürfnis für den erhobenen Anspruch, 
das für*Klagen aller Art dann fehlt, wenn der Kläger 
das von ihm erstrebte Ziel auf einem einfacheren Wege 
erreichen kann (Rosenberg, Lehrbuch des deutschen Zi­
vilprozeßrechts ToAufl«, § 85 II 2 b So386j Stein/Jonas/ 
Schönke ZPO 18«Aufl. Einl. vor § 1 D III 2 b 5 vgl. auch 
RGZ 160,204,208)« Unter diesem Gesichtspunkte könnte hier 
das allgemeine Rechtsschutzbedürfnis deshalb zu vernei­
nen sein, weil für die Klägerin die Möglichkeit einer Ab-
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hilfe im Bereich der Verwaltung durch die Lastenaus- 
gleichBbehÖrden vorhanden ist. Es kann indes dahinge­
stellt bleiben, ob mit Rosenberg (aaO S.387; vgl. auch 
Schönke, das Rechtsschutzbedürfnis, 1950, S.25; LG Es­
sen DRZ 1946,193 mit ablehnender Anmerkung von Schönke; 
Kleinrahm DRZ 1947,140 und MDR 1948,109,111) anzunehmen 
ist, ein Rechtsschutzbedürfnis fehle bereits dann, wenn 
die Verwaltungsbehörde verpflichtet sei, das gleiche 
Ziel zu verfolgen wie der Kläger mit seiner Klage, oder 
ob Stein/jonas/Schönke (aaO <X. ; vgl. auch LG Hamburg MDR 
1950,96 mit ablehnender Anmerkung von Kleinrahm S»99) 
darin zu folgen ist, daß im Verhältnis zwischen Zivil- 
gerichtsbarkeit und Verwaltung trotz der Möglichkeit der 
Entscheidung durch eine Verwaltungsbehörde das Rechts- 
schutzbedürfnis für eine Anrufung der ordentlichen Ge­
richte stets zu bejahen ist. Ein Rechtsschutzbedürfnis 
ist nämlich, wie allgemein anerkannt ist (Schönke aaO 
S*26; Rosenberg aaO S»387; vgl. auch Kleinrahm MDR 1950, 
99), jedenfalls dann gegeben, wenn die Verwaltungsbehörde 
ein Tätigwerden ablehnt oder ihr Verfahren infolge un­
vorhergesehener Schwierigkeiten oder aus anderen Gründen 
zu lange dauern würde. Hier hat das Ausgleichsamt der 
Klägerin ausdrücklich nahegelegt, sie möge die Präge, 
welche der Parteien Eigentümer der in Betracht kommenden 
Gegenstände gewesen ist, im ordentlichen Rechtswege 
klären lassen. Es hat damit also zu erkennen gegeben? 
daß es diese bürgerlich-rechtliche Vorfrage der Entschei­
dung der ordentlichen Gerichte überlassen und bis zur 
Herbeiführung einer solchen Entscheidung selbst nicht 
tätig werden wolle. Bei dieser Sachlage ist aber das all­
gemeine Rechtsschutzbedürfnis auch dann vorhanden* wenn 
zu Hngunsten der Klägerin der Meinung von Rosenberg (aaO) 
und Kleinrahm (aaO) der Vorzug gegeben würde.
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3) Ist mithin der Rechtsweg vor den ordentlichen 
Gerichten für die erhobene Klage zulässig und läßt sich 
auch das allgemeine Rechtsschutzbedürfnis nicht vernei­
nen, so hängt die Zulässigkeit der Pest stellungsklage le­
diglich noch davon ab, ob die Klägerin ein rechtliches 
Interesse daran hat, daß ihr Eigentum an den in Präge 
stehenden Gegenständen alsbald festgestellt werde (§ 256 
ZPO) <» Das Berufungsgericht hat angenommen, an einem sol­
chen Interesse der Klägerin fehle äs hier schon deshalb, 
weil sie durch die Klage nicht den mit dieser verfolgten 
Zweck erreichen könne, den ihr obliegenden Beweis für 
ihr Eigentum zu erbringen. Denn ein von der Klägerin er­
wirktes obsiegendes Urteil wurde, so meint das Berufungs­
gericht, nur für und gegen die Parteien wirken« nicht 
aber würde es die Lastenausgleichsbehörden binden und 
diese nicht der Verpflichtung entheben, ihrerseits in 
eigener Verantwortung darüber zu entscheiden, welcher 
Partei die Entschädigungsforderungen zustanden. Außerdem, 
so hat das Berufungsgericht weiter ausgeführt, müsse auch 
eine Verlagerung der den lastenausgleichsbehörden oblie­
genden Entscheidung auf die ordentlichen Gerichte daran 
scheitern, daß die Voraussetzungen für die Gewährung von 
Ausgleichsleistungen von Amts wegen ohne Rücksicht auf 
das Verhalten der Parteien festzustellen seien. Diesen 
Anforderungen könne aber, der Zivilprozeß nicht gerecht 
werden.

Diese Erwägungen halten, wie der Revision zuzugeben 
ist, einer rechtlichen Nachprüfung nicht stand.

In Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des Reichs­
gerichts (RGZ 121,154,158 mit weiteren Nachweisen) ist 
entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts ein 
rechtliches Pest Stellungsinteresse schon dann als vorhan­
den anzusehen, wenn zu erwarten steht, daß durch den



Riehterspruch des ordentlichen Gerichts eine gesicher­
te Grundlage für die Anerkennung eines vor einer ande­
ren Behörde zu verfolgenden Anspruchs geschaffen wer­
den wird. Hier ist aber der Klägerin von dem Ausgleichs- 
amt eine Klage im ordentlichen Rechtswege zwecks Klä­
rung der Eigentumsverhältnisse ausdrücklich nahegelegt 
worden. Dieses Verhalten des Ausgleichsamts läBt mit 
aller Deutlichkeit erkennen, daß es sich die von den 
ordentlichen Gerichten getroffene Entscheidung zu eigen 
machen will und bereit ist, sie zu beachten. Bei dieser 
Sachlage läßt sich daher ein Interesse der Klägerin an 
der von ihr begehrten Feststellung nicht mit der Begrün­
dung verneinen* daß das Ausgleichsamt sich an die Ent­
scheidung der ordentlichen Gerichte nicht zu halten 
brauche. Es kann daher dahingestellt bleiben, ob der 
Ansicht von Bettermann (aaO) zu folgen ist, daß die 
Entscheidung'des ordentlichen Gerichts darüber, wer 
Eigentümer der zerstörten oder in Verlust geratenen Ge­
genstände gewesen ist, weder die Ausgleichsbehörden noch 
die Verwaltungsgerichte binde, oder ob die gegenteilige 
Auffassung des Landgerichts Bremen (>aaO) zutreffend ist, 
das. sich hierfür auf Jellinek, Verwaltungsrecht 3.Aufl. 
S.17»18 beruft.

Daß auch die Bedenken unbegründet sind, die das Be­
rufungsgericht daraus herleitet, daß für das Verfahren 
vor den Lastenausgleichsbehörden und den Verwaltungsge­
richten der Amtsermittlungsgrundsatz gilt, während das 
Verfahren vor den ordentlichen Gerichten nach den Regeln 
dery.Parteiherrstfhäftl.gestaltet-.ist,, ist bereits..obehiun- 
tt erl\ a^geii^fwordeno

Ein rechtliches Interesse der Klägerin an der von 
ihr begehrten Feststellung entfällt schließlich auch 
nicht deshalb, weil ihr früher etv/a bestehendes Eigen­
tum an den Gegenständen durch ihre Vernichtung unterge-
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gangen ist. Denn eine Klage auf Feststellung von Rechts­
verhältnissen, die der Vergangenheit angehören, ist je­
denfalls dann zulässig, wenn, wie es hier der Fall ist, 
das frühere Bestehen der Rechtsverhältnisse die Grund­
lage für einen von der Klägern jstzt verfolgten Anspruch 
bildet (RGZ 27,204} EG JW 1927,2853*2854 r.Sp. a.E. mit 
weiteren Hachweisen, insoweit in RGZ 1119 22 nicht mit 
abgedruckt).

4) Das Berufungsgericht hat mithin die Feststellungs- 
klage der Klägerin zu Unrecht als unzulässig angesehen.
Auf diesem Rechtsfehler beruht das angefoohtene Urteil,
so daß es aufgehoben werden muß. Eine Entscheidung in 
der Sache selbst ist dem erkennenden Senat nicht möglich, 
weil es auf die tatsächliche Würdigung des von den Par­
teien unterbreiteten Streitstoff.es ankommt, die von dem 
Berufungsgericht vorgenommen werden muß. Auf die von dem 
Bundesverwaltungsgericht dem Bundesverfassungsgericht vor­
gelegte Frage nach der Verfassungsmäßigkeit des § 16 
Abs.3 FeststG in Verbindung mit § 293 Abs.2 LAU (NJW 1957» 
1256) kann es nur dann ankommen, wenn keine der Partei­
en Alleineigentümer des Geschäfts und des Hausrats ge­
wesen sein sollte. Bei dem gegenwärtigen Stand des Ver­
fahrens besteht daher kein Anlaß, auf diese Frage ein­
zugehen.

5) Die von der Klägerin erhobene Feststellungsklage 
scheitert auch nicht daran, daß die einzelnen zum Haus­
rat und Betriebsvermögen gehörigen Gegenstände im Klage­
anträge nicht angegeben sind. Entgegen Petermann (aaO S-99) 
ist eine solche nähere Kennzeichnung der verloren gegange­
nen Gegenstände nicht erforderlich. Die Lastenausgleichs- 
gesetzgebung begnügt sich mit einer summarischen Berech­
nung der Entschädigung. Es wäre aber übertriebene Förme- 
lei, wenn in einem Forderungsprätendentenstreit Anfor-
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derungen an die Substantiierung der Klage gestellt wür­
den, die für den Zweck, dem die Klage dient* ■ • t .. 
ersichtlich ohne jede Bedeutung sind. Was den in der La­
stenausgleichsgesetzgebung verwendeten Begriff "Hausrat" 
anbelangt, sei zudem bemerkt, daß bereits in der 6.Durch­
führungsverordnung zum Ehegesetz dieser Begriff enthalten 
ist, da er dem Richter aufgibtden Hausrat, der beiden 
Ehegatten gemeinsam gehört", gerecht und zweckmäßig zu 
verteilen» Der Gesetzgeber hat also bereits früher Vor­
schriften erlassen, die das Eigentum an diesem»Bachiribe- 
griff"voraussetzen, ohne daß sich in der Praxis hieraus 
Schwierigkeiten ergeben hätten»

IIIo Die Sache muß mithin zur anderweiten Verhandlung an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen werden, dem auch*die 
Entscheidung über die Kosten der Revision übertragen ist.

Senatspräsident
Dr.Großmann ist be- ^ Gelhaar 
urlaubt, ortsabwe- ^exnaar
send und daher an der 
Beifügung seiner Un­
terschrift verhindert.

Dr.Gelhaar

Artl Dr.Spieler Dr .Dorschei


